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Patrick Habor · Andreas Heise 
Rechtsanwälte · Fachanwälte 

 
Rechtsanwälte Habor und Heise · Obere Karspüle 20 · 37073 Göttingen 

 

Stadtverwaltung Dornhan 

Obere Torstraße 2 

72175 Dornhan 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der 

Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB 
Sachlicher Teilflªchennutzungplan ĂWindenergieñ der 

Stadt Dornhan 

Dipl. Fw. (FH) 

Patrick Habor 
Rechtsanwalt 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

 
Obere Karspüle 20 

37073 Göttingen 

Telefon 0551 ï 5317932 

Telefax 0551 ï 5312224 
patrick.habor@rechtsanwalt-habor.de 
 

in Bürogemeinschaft mit: 

 

Andreas Heise 
Rechtsanwalt 

Fachanwalt für Miet- und 

Wohnungseigentumsrecht 

 

Göttingen, 15.01.18 
4644/ha  
Bitte stets angeben  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

hiermit zeigen wir die Vertretung an für  

 

1.  die Bürgerwerkstatt Leinstetten, vertreten durch 

 - Frau Anna Bronner Marx-von-Bubenhofer Str. 14, 72175 Dornhan; 

 - Frau Evelyn Bronner Marx-von-Bubenhofer Str. 12, 72175 Dornhan;  

 - Herrn Arnulf Bronner, Marx-von-Bubenhofer Str. 12, 72175 Dornhan; 

 - Herrn Simon Rebholz, Sommerbergstr. 39, 72175 Dornhan; 

2. die Naturschutzinitiative e.V. (NI), vertreten durch den Vorsitzenden Harry Neumann, Am 

Hammelberg 25, 56242 Quirnbach/Westerwald; 

 - bundesweit anerkannter Verband nach § 3 UmwRG -  

3.  die Freiherrlich von Podewils'sche Vermögensverwaltung BGB Gesellschaft, vertreten 

 durch die Geschäftsführerin Vanessa Freifrau von Podewils, Schloss 1, 72175 Dornhan; 

 - Eigentümerin des Schlosses Leinstetten und der Burgruine Leinstetten - 

4.  Herrn Gerd Freiherr von Podewils, Schloss 1, 72175 Dornhan. 
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Vollmachtserteilung wird anwaltlich versichert. Namens und im Auftrag unserer Mandantschaft 

nehmen wir zu dem oben angeführten Entwurf des Teilflächennutzungsplans (im Folgenden: 2. 

Entwurf) im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit Stellung.  

 

Erklärtes Ziel der Planung ist es, die Nutzung der Windenergie auf dem Gebiet der Stadt Dornhan 

dauerhaft und rechtssicher zu steuern, indem dort, wo hierfür keine Darstellung im 

Flächennutzungsplan erfolgt, die Regelvermutung des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB greift und so das 

übrige Gebiet der Stadt der Windenergienutzung nicht zur Verfügung steht. Unsere Mandantschaft 

vollzieht dabei nach, dass ein solches Ziel ohne einen entsprechenden Teilflächennutzungsplan nicht 

erreicht werden kann. Sie versteht die vorliegende Stellungnahme als Mitarbeit am Zustandekommen 

eines rechtssicheren Planes, die sie allerdings auch für erforderlich hält. Wir sind ausdrücklich 

gebeten worden, zum Ausdruck zu bringen, dass unsere Mandantschaft in diesem Sinne als 

Ansprechpartner auch außerhalb des förmlichen Aufstellungsverfahrens für den 

Teilflächennutzungplan zur Verfügung steht. 

 

 

1. Fehlerhafter Umweltbericht  

 

Die Darstellung der Konzentrationszone ĂBettenbergñ erfolgt erstmals im 2. Entwurf, wªhrend im 

Rahmen des Beteiligungsverfahrens (die erste öffentliche Auslegung erfolgte vom 28.11.2016 bis 

10.01.2017) zum 1. Entwurf diese Fläche bekanntlich nicht dargestellt worden ist. Im Rahmen des 2. 

Entwurfs greift die Planung auf notwendige Planungsschritte und in diesem Zusammenhang 

gefertigte Unterlagen zurück, die nur zum Teil mit dem aktuellen Planwerk in Einklang gebracht 

werden können. Während der 1. Entwurf einen Umweltbericht mit Stand vom 07.11.2016 als 

Bestandteil seiner Begründung anführt, rekurriert die Begründung des 2. Entwurfs offensichtlich auf 

die Ausarbeitung des Umweltberichtes in der Version vom 08.05.2013 (!), also auf eine 

Zusammenstellung der Umweltauswirkungen, die vor (!) nahezu allen Erhebungen und 

Begutachtungen zum Artenschutz - erstellt zumeist nicht von der Planung selbst, sondern von dritter 
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Seite - erarbeitet wurde. Ein solcher, offensichtlich von lückenhaften und allenfalls veralteten 

Erkenntnissen ausgehender Umweltbericht, kann seine ihm zugedachten Aufgabe im Planverfahren, 

die öffentliche Diskussion der Planung aus dem Blickwinkel des Umweltschutzes zu erleichtern, nicht 

im Ansatz gerecht werden. 

 

vgl. Schrödter, BauGB, zu § 2 Rn. 159 

 

Er macht vielmehr die Mangelhaftigkeit der durchgeführten Umweltprüfung deutlich.  

 

Wenn schon eine Beschreibung der erheblichen Umweltauswirkungen (zu denen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 

7 BauGB z. B. auch die Tiere gehören, die im vorliegenden Bericht fehlen!) nicht gelingen kann, 

kann auch eine belastbare Bewertung hinsichtlich der Fauna nicht erfolgen. Das Ergebnis der 

Umweltprüfung kann im Rahmen der Abwägung nicht fehlerfrei gestützt auf den vorgelegten Bericht 

Berücksichtigung finden (§ 2 Abs. 4 S. 4 BauGB).  

 

 

Der Umweltbericht ist dem Stand des Planverfahrens anzupassen, Widersprüche zwischen dem 

Bericht und dem Plan sind zu bereinigen. Dies erfolgt nicht. Die ĂGesamteinschªtzungñ des 

vorliegenden Berichtes (S. 52) macht vielmehr deutlich, dass hier für seinerzeit noch vier geprüfte 

Flächen ein einheitliches Ergebnis gefunden - Ăbewertetñ - wurde, das allerdings nicht nennenswert 

differenziert wird und f¿r alle gepr¿ften Bereiche Ămit Ausnahme f¿r das Schutzgut Landschaftsbild 

[Zonen B bis D] und Arten [nur Zone A]ñ é keine erhebliche und dauerhaft schªdliche 

Beeinträchtigung konstatiert. Dies steht völlig im Widerspruch zum ursprünglichen Willen des Rates 

aus dem 1. Entwurf, lediglich die Konzentrationszone ĂKaltes Feld / Spaltbergñ (= Zone A) 

auszuweisen. 

 

Der Umweltbericht ist zumindest in diesem wesentlichen Punkt unvollständig, weil er den 

Artenschutz allenfalls mitdenkt, jedoch an keiner Stelle beschreibt noch gar bewertet. Auf die 




